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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestage. 


Betr.: Erstattung der Fahrtmehrkosten an Arbeiter und 
Sdiüler im Zonengrenzgebiet 

Bezug: Kleine Anfrage 16 der Abgeordneten Dr. Arndt, 
Freidhof, Dr. Preller und Genosse 
- Drucksache 148 - 

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet; 

Zu Frage 1 

Die Bundesregierung hat sich - unabhängig von der Frage, ob eine 
Rechtsverpflichtung für sie besteht - bemüht, sofort nach den am 
26. Mai 1952 von den sowjeKonalen Behörden getroffenen Ab- 
sperrmaßnahmen die entstandenen Schäden zu beheben und die 
Notstände zu beseitigen. So hat sie - zusätzlich zu den struktu- 
ellen Förderungsprogrammen, wie 315 Mio DM Schwerpunkt- 
programm, 200 Mio DM Sofortprogramm zur Arbeitsbeschaffung, 
Sanierungsprogramme, 5 Mio DM Frachthilfe und sonstige Förde- 
rungsmaßnahmen gemäß Kabinettsbeschluß vom 19. August 1953 - 
15 Mio DM für Sofortmaßnahmen zur Beseitigung akuter Not- 
stände, die durch die Zonengrenzsperre auf den Gebieten der 
Wirtschaft, der Landwirtschaft und des Verkehrs entstanden sind, 
zur Verfügung gestellt. Mit diesen Mitteln wurden in erster Linie 
die erheblich gefährdete Energieversorgung der Grdhzbezirke 
gewährleistet, Ernteausfälle entschädigt, die Landwirten auf ihren 
in der Sowjetzone liegenden Besitzteilen entstanden waren, und 
Ersatz für durch die Zonengrenzsperre unterbrochenen Verkehrs- 
wege geschaffen. 

Die angespannte Haushaltslage des Bundes ließ es bisher nicht zu, 
weitere Mittel 'für Hilfsmaßnahmen im Zonenrandgebiet zur Ver- 
fügung zu stellen. Insbesondere war die Bundesregierung nicht in 
der Lage, Gelder für die durch Schließung der Zonengrenze ent- 
standenen Fahrtmehrkosten der Arbeiter und Schüler im Zonen- 
grenzgebiet bereitzustellen. Sie hielt es nicht für vertretbar, aus den 
obengenannten, im Verhältnis zu den Schäden geringen Mitteln 
irgendwelche Beträge abzuzweigen, solange nicht die Versorgungs- 
und Verkehrsnotstände der Gemeinden und die Mehrbelastungao 
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der gcwcrblidicn Betriebe (insbesondere Mehrfrachten) auf ein 
erträgliches Maß gemindert worden sind, so daß die wirtschaftliche 
Lebensfähigkeit der Gemeinden gewährleistet tmd die Gefahr für 
die gewerblichen Betriebe, bzw. der Abwanderung dieser Betriebe 
einigermaßen eingedämmt ist. Die wichtigste Aufgabe besteht nach 
Auffassung der Bundesregierung darin, durch Beseitigung der Not- 
stände und Verminderung der existenzbedrohenden Mehrkosten 
die Arbeitsplätze und somit die Wirtschaftskraft im Zonenrand- 
gebiet zu erhalten. Nur so können diese Gebiete instandgesetzt 
werden, bei der gegebenen Haushaltslage den höchstmöglichen 
wirtschaftlichen Standard zu erreichen, wie dies in dem Antrag der 
Fraktion der SPD (Bundestags-Drucksache Nr. 3499 vom 24. Juni 1 952) 
verlangt ist. 

In diesem Zusammenhang darf ich darauf hinweisen, daß die Bun- 
desregierung den Ländern Hessen und Bayern je 150000 DM zur 
Erstattung wesentlicher Frachtmehrkosten, die durch die Absperr- 
maßnahmen der SBZ entsunden sind, angeboren hat unter der 
Voraussetzung, daß sich die Länder mit gleichen Beträgen bei der 
Erstattung der Frachtmehrkosten beteiligen. Die Hessische Landes- 
regierung hat durch den Hessischen Minister der Finanzen am 
16. November 1953 mitgeteilt, daß sie sich nicht in der Lage sieht, 
eine 50®/oige Beteiligung bei der Aufbringung der Mittel zuzusagen, 
während die Bayerische Landesregierung der Auflage zugestimmt 
hat. Dies wird zur Folge haben, daß die an der bayerischen Zonen- 
grenze entstandenen Mehrfrachten (Tettauer Raum) wenigstens auf 
ein erträgliches Maß vermindert werden können, während eine 
Erstattung von Mehrkosten für die hessische Wirtschaft zunächst 
nicht möglich ist. 

Zu Frage 2 

Es uifft zu, daß das Land Hessen im Monatsdurchschnitt zwischen 
14000 und 15 000 DM als Erstattung für Fahrtmehrkosten veraus- 
gabt und der Bundesregierung gemeldet hat. Eine Erstattung dieser 
Beträge war bisher aus den angeführten Gründen nicht möglich. 

Zu Fragen 3 und 4 

Die Frage, ob auch solche Mehrfahrtkosten ersetzt werden, die im 
der Woche 2. — DM nicht überschreiten, war bisher noch nicht 
Gegenstand der Erörterungen innerhalb der Bundesregierung, da 
diese keine Möglichkeit zur Erstattung der Fahrtmehrkosten sah. 
Es läßt sich jetzt noch nicht übersehen, ob zu irgend einem Zeit- 
punkt soviel Mittel zur Verfügung stehen werden, daß man an die 
Erstattung der Fahrtkosten überhaupt denken kann. Insbesondere 
ist die Frage noch offen, ob die Absicht der Bundesregierung, im 
Haushaltsplan 1954 120 Mio DM für die Steigerung der Wirtschafts- 
kraft und Beseitigung von Wirtschaftsschäden in den Grenz- und 
Zonenrandbezirken des Bundesgebietes bereitzustellen, in die Tat 
umgesetzt werden kann. Auf die entsprechende Vorlage der Bundes- 
regierung an den Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages — 
Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruchnahme eines Teils der 
Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer durch den Bund kn 
Rechnungsjahr 1954 — wird Bezug genommen. 

In Vertretung 
M. d. W. d. G. b. 

Wfstriak 



